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Vorwort

Vorwort

Dieses Unterrichtswerk ist ein zum neuen Rahmenlehrplan vom 27. Juni 2014 entwickeltes Lehr- 
und Lernbuch für die Ausbildungsberufe:

	› Rechtsanwaltsfachangestellter und Rechtsanwaltsfachangestellte

	› Notarfachangestellter und Notarfachangestellte

	› Rechtsanwalts- und Notarfachangestellter und Rechtsanwalts- und  
Notarfachangestellte 

	› Patentanwaltsfachangestellter und Patentfachanwaltsangestellte 

Die neuen Inhalte wurden konsequent auf die neue Lernfeldkonzeption des Lehrplans und die 
Vermittlung von beruflichen Handlungskompetenzen in diesen Berufen ausgerichtet.

Der vorliegende Informationsband für das 2. Ausbildungsjahr ist Bestandteil des umfassenden 
Europa-Programms und wird ergänzt durch das Arbeitsbuch mit umfangreichen Lernsituationen 
und Vertiefungsaufgaben zu jedem Lernfeld. Beide Titel sind an einer Didaktik ausgerichtet, die 
Handlungsorientierung betont und Lernende zu selbstständigem Planen, Durchführen, Kontrol-
lieren und Beurteilen von Lernsituationen und Arbeitsaufgaben führt. Alle Kompetenzdimensio-
nen werden dabei berücksichtigt. Entsprechend den Vorgaben und Inhalten des Rahmenlehrplans 
wird hierbei die berufliche Wirklichkeit als Ganzes mit den damit verbundenen ökonomischen, 
ökologischen, rechtlichen und sozialen Aspekten erfasst.

Der Informationsband zum 2. Ausbildungsjahr umfasst die Lernfelder 5–10 des Rahmenlehrplans.

Die im Informationsband enthaltenen Inhalte sind schülergerecht, klar, übersichtlich und ver-
ständlich aufbereitet und dargestellt. Ergänzt durch anschauliche Beispiele, Tabellen, Strukto-
gramme und kurze Zusammenfassungen werden die Lerninhalte verständlich präsentiert. Den 
einzelnen Lernfeldern sind Aufgaben zugeordnet, um das Verständnis für das Gelernte zu vertie-
fen. Mit dem Arbeitsheft kann der Lernende selbstständig anhand realitätsnaher Lernsituationen 
und Aufgabenstellungen sein Wissen anwenden. In beide Bände sind kommunikative Aspekte 
eingeflossen, beispielsweise Fachsprache und Fremdsprache als integrative Bestandteile. Ebenso 
ist die Informationsverarbeitung im Anwendungszusammenhang dargestellt, sodass die Entwick-
lung einer ganzheitlichen und prozessorientierten Handlungskompetenz unterstützt wird.

Die systematisierenden Darstellungen stellen die zur Bewältigung der Lernsituationen notwendi-
gen Wissensbestände bereit und greifen über die Situationsbezüge hinaus. Hinweise auf die gesetz-
lichen Bestimmungen sind enthalten und soweit zweckmäßig zitiert.

In diesem Programm erscheint der Englischband »Legal now!« incl. Hörvorlagen. »Legal now!« 
ist ein neu konzipiertes Lehrwerk für den Englischunterricht, das anhand von handlungsorientier-
ten Lernsituationen, deren Inhalte auf die Lernfelder 4 und 9 abgestimmt sind, die Auszubilden-
den sowohl auf die Abschlussprüfung an der Rechtsanwaltskammer wie auch auf die KMK-Zer-
tifikatsprüfung vorbereitet.

Die Bereiche Rezeption, Produktion, Mediation und Interaktion werden in dem Band »Legal 
now!« durchgängig berücksichtigt. 

Ihr Feedback ist uns wichtig! Das Autorenteam freut sich über Hinweise, Anregungen und Unter-
stützung durch Kritik oder zustimmende Kommentare unter lektorat@europa-lehrmittel.de und 
wünscht erfolgreiches Arbeiten mit dem neuen Werk.

Sommer 2022� Autoren und Verlag

mailto:lektorat@europa-lehrmittel.de
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1. Personalbeschaffung durchführen

PERSONALBESCHAFFUNG 
DURCHFÜHREN

12

1.1 	 Personalbestand analysieren

Ausgangspunkt jeder Personalbeschaffung ist eine 
Analyse des aktuellen Mitarbeiterbestandes. Jedes 
Unternehmen benötigt eine ausreichende Anzahl an 
Mitarbeitern mit passender Qualifikation und Erfah-
rung, die letztlich auch am richtigen Arbeitsplatz ein-
gesetzt werden müssen. 

Der Personalbestand bleibt dabei im Laufe der Zeit 
selten konstant, regelmäßig kommt es zu Ab- und Zu-
gängen. Abgänge sollten dabei möglichst fortlaufend 
kompensiert werden, damit die geplante Arbeitsmen-

ge bewältigt wird und das Unternehmen dadurch langfristig am Markt bestehen 
bleiben kann bzw. eine Erhöhung der Produktivität anstreben könnte. Um den 
hohen Anforderungen gerecht zu werden, muss die Personalabteilung über die 
Anzahl der Beschäftigten in den einzelnen Abteilungen, aufgeschlüsselt nach Qua-
lifikation, Aufgaben, Entlohnung und Alter, im Bilde sein. Weitere Aspekte, die bei 
der Personalanalyse berücksichtigt werden können, sind Arbeitszeitmodelle, Be-

triebszugehörigkeit oder Anzahl der 
Überstunden.

Nach der ausführlichen Analyse 
kann beurteilt werden, ob Neu-
einstellungen, Versetzungen oder 
Fortbildungsmaßnahmen ergriffen 
werden müssen – Maßnahmen 
werden somit planbar.

1.
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Aus der Personalabteilung der Kanzlei Hauff 
& Heinle Anwalts GmbH gehen folgende 
Daten zur Analyse hervor:
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Kennzahlen 

Quartal 1/20xx 

weiblich männlich gesamt

Anzahl der beschäftigten Anwälte 12 8 20

davon Fachanwälte 2 7 9

davon älter als 62 Jahre 4 3 7
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1.	 Die Kanzlei beschäftigt derzeit 60 % Frauen und 40 % Männer.

davon in Teilzeit beschäftigt 7 0 7

bereits länger als 20 Jahre in der Kanzlei 8 7 15

davon Rechtsreferendare 1 1 2

…

Derzeit sind wohl trotz des Ungleichgewichts keine Maßnahmen notwendig, 
da 7 der 12 Frauen in Teilzeit beschäftigt sind und dadurch das Ungleichge-
wicht bei Betrachtung der Anzahl der Stunden weniger ins Gewicht fallen wird.

Analyse der Daten

Maßnahmen:

Situationen:

Mittelfristig muss der Anteil der weiblichen Fachanwälte erhöht werden. Dafür 
können ggf. gezielt Fördermaßnahmen eingesetzt werden.

2.	� 87,5 % der männlichen Anwälte sind als Fachanwalt ausgebildet, wobei der 
Anteil bei den Frauen (16,6 %) wesentlich geringer ist.

Kurz- und mittelfristig muss dieser Abgang durch Neueinstellungen gedeckt 
werden. Eine genauere Aufteilung in Vollzeit-/Teilzeitstellen wäre sinnvoll.

3.	� In den kommenden Jahren gehen 35 % der Anwälte aufgrund ihres Alters in 
den Ruhestand, da sie bereits heute älter als 62 Jahre sind.

Der hohe Anteil bei den weiblichen Anwälten ist vermutlich auf die Familiensitu-
ation bzw. die Altersstruktur zurückzuführen. Um die Altersabgänge aus Punkt 3 
zu decken, könnte man weiblichen Anwälten die Übernahme in Vollzeit anbieten.

4.	� 58,3 % der weiblichen Anwälte sind in Teilzeit angestellt. Männliche Anwälte 
sind alle in Vollzeit beschäftigt.

Dieser Wert zeigt, dass sich die Anwälte in der Regel in der Kanzlei wohlfühlen. 
Allerdings lässt sich durch die lange Kanzleizugehörigkeit auch die Altersstruktur 
der gesamten Kanzlei erahnen. Demnach sind wohl bereits 75 % der Anwälte ca. 
50 Jahre und älter.

5.	 75 % der Anwälte sind bereits länger als 20 Jahre in der Kanzlei beschäftigt.
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Durch die Erhöhung der Referendarsquote bildet die Kanzlei in Zukunft mehr 
Anwälte aus und bindet sie gleichzeitig auch langfristig an die Kanzlei.

6.	� Die Quote der Rechtsreferendare liegt bei 10 %. Mit Übernahme der Refe-
rendare kann der Abgang der älteren Mitarbeiter nicht gedeckt werden.

1.2 	 Personalbedarf ermitteln

Angesichts zunehmender Fachkräfteengpässe ist es hilfreich, Personalbedarf früh-
zeitig zu erkennen, um rechtzeitig reagieren zu können. Eine regelmäßige Personal-
bedarfsplanung dient dazu, sicherzustellen, dass einem Unternehmen gegenwärtig 
und auch zukünftig ausreichend qualifiziertes Personal zur Verfügung steht und 
gleichzeitig teure Personalüberhänge vermieden werden können. Die Personalbe-
darfsplanung ermöglicht es, die richtigen Personen in der richtigen Anzahl und mit 
den benötigten Qualifikationen auch zur richtigen Zeit am richtigen Ort zu haben.

In kleinen Unternehmen reicht es oftmals schon aus, eine Altersstrukturanalyse durchzu-
führen, um einen Überblick über den zukünftigen Personalbedarf zu bekommen. Durch 
die Altersstrukturanalyse ist auf den ersten Blick erkennbar, wo zukünftig personelle Lücken 
auftreten werden. 

EXKURS

Arten des Personalbedarfs 

Nach dem Grund für die Einstellung neuer Mitarbeiter unterscheidet man 
folgende Arten des Personalbedarfs:

Arten des Personalbedarfs

Ersatzbedarf Überbrückungsbedarf Neubedarf

Bereits vorhandene Stellen 
werden wiederbesetzt 

(z. B. durch Abgänge oder 
Todesfälle).

Bei Spitzenbelastungen (z. B. Großauftrag, 
Saisongeschäft) oder bei befristeten Ausfällen 
(z. B. Krankheit, Mutterschutz) wird ein zusätz-

licher Personalbedarf notwendig.

Zusätzliche Schaffung von 
Stellen (z. B. Ausweitung des 
Programms, Gründung einer 

neuen Niederlassung)

©
 R

id
o 

– 
Fo

to
lia

.c
om

Quantitative Personalbedarfsplanung

Im nächsten Schritt wird der voraussichtliche 
Personalbedarf für den gewählten Planungs-
zeitraum ermittelt. Dabei wird der Sollbestand 
ermittelt, also die Summe aller Mitarbeiter, die 
in der Planungsperiode insgesamt benötigt 
wird. 



15
1.2 Personalbedarf ermitteln

L
E

R
N

F
E

L
D

 5

Er kann anhand verschiedener Methoden ermittelt werden: 
Schätzungsmethode: In Klein- und mittelständischen Unternehmen geschieht 
dies meist anhand einer einfachen Schätzung durch die Führungskraft. Diese 
berücksichtigt dabei stets sowohl interne Einflussfaktoren (z. B. Umsatzerwar-
tung, geplante Absatzmenge, Fluktuation) als auch externe Einflussfaktoren 
(z. B. gesamtwirtschaftliche Entwicklung, Veränderung rechtlicher sowie tarif-
politischer Rahmenbedingungen). Um den Bruttopersonalbedarf zu ermitteln, 
wird der künftige Personalbestand mit den besetzten Planstellen (Ist-Personal-
bestand) verrechnet. 

Stellenplanmethode: In einigen Organisationen – vor allem im öffentlichen 
Dienst – wird der Bruttopersonalbedarf aus dem Stellenplan, also der Auflistung 
aller Stellen in allen Abteilungen, abgeleitet.

Kennzahlenmethode: Die Kennzahlenmethode unterstellt einen Zusammenhang 
zwischen dem Bruttopersonalbedarf und bestimmten Bezugsgrößen wie Umsatz, 
Anzahl der Aufträge, Anzahl der Mandanten. Die Multiplikation der Kennzahl mit 
der Planmenge dieser Bezugsgröße ergibt den Bruttopersonalbedarf. 
Beispiel: In einer Kanzlei sind pro Jahr durchschnittlich vier Rechtsanwälte und 
vier Rechtsanwaltsfachangestellte erforderlich um 1.000 Mandanten zu bear-
beiten (Kennzahl: 4 : 1.000). Erwartet die Kanzlei für das Folgejahr 1250 Man-
danten, werden fünf Rechtsanwälte und fünf Rechtsanwaltsfachangestellte be-
nötigt (4 : 1.000 × 1.250 = 5). Mögliche Nachkommastellen werden dabei in 
Teilzeitstellen umgerechnet.

Nachdem der voraussichtliche Personalbedarf ermittelt wurde, werden im 
nächsten Schritt die zu erwartenden Ab- und Zugänge für den Planungszeit-
raum betrachtet. Zur Ermittlung des Nettopersonalbedarfs werden die zu er-
wartenden Abgänge (z. B. durch Pensionierungen, Kündigungen, Elternzeit, 
Beendigung befristeter Arbeitsverträge, Versetzungen in andere Abteilungen, 
längere Fortbildungen) hinzugezählt. Personalzugänge z. B. bei Rückkehr aus 
Elternzeiten, Fortbildungen und Beurlaubungen oder bei Übernahme von Aus-
zubildenden und Rechtsreferendaren, werden abgezogen. 

Ermittlung des Personalbedarfs

In der betrieblichen Praxis hat sich unter anderem folgendes Schema bewährt:

Arten des Personalbedarfs

Bruttopersonalbedarf (Soll-Personalbestand)

– aktueller Personalbestand (Ist-Personalbestand)

= Personalüberdeckung (-)/Personalunterdeckung (+)

+ voraussichtliche Personalabgänge

– voraussichtliche Personalzugänge

= Nettopersonalbedarf

Bei der Planung des gegenwärtigen und zukünftigen Personalbedarfs ist der Be-
triebsrat umfassend zu informieren. Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber darüber 
hinaus Vorschläge zur Personalplanung und deren Durchführung unterbreiten.

§ 90 BetrVG 

§ 92 BetrVG
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Qualitative Personalbedarfsplanung

Bei der qualitativen Dimension des Personalbedarfs geht es darum, Anforde-
rungen und Kenntnisse, Fertigkeiten und Verhaltensweisen der Mitarbeiter 
aus zukünftig zu erledigenden Arbeiten abzuleiten. Es wird dabei konkretisiert, 
über welche Qualifikationen das Personal verfügen muss. Je schneller sich die 
betrieblichen Qualifikationsstrukturen dabei ändern, desto mehr Bedeutung 
kommt einer effizienten Planung des qualitativen Personalbedarfs zu. Deswe-
gen werden in der Praxis sehr häufig Anforderungsprofile erstellt. In einem An-
forderungsprofil werden die Anforderungen dokumentiert, die ein Unterneh-
men an den Mitarbeiter in einer bestimmten Position stellt. Im Idealfall wird 
das Anforderungsprofil auf Grundlage einer vorhandenen Stellenbeschreibung 
erstellt. Keinesfalls sollte dabei ungeprüft die Qualifikation des bisherigen Stel-
leninhabers übernommen werden. Bei der Erstellung von Anforderungsprofilen 
gibt es keinerlei gesetzliche Bestimmungen.

1.3 	 Stellenbeschreibung und Stellenanzeige

Stellenbeschreibung

Im vorherigen Kapitel wurde die Notwendigkeit eines 
Anforderungsprofils näher erläutert und dabei auch 
die Bedeutung einer Stellenbeschreibung aufgezeigt. 
Die zentrale Funktion der Stellenbeschreibung ist das 
Regeln und damit das Herstellen von Klarheit für die 
Beteiligten hinsichtlich der mit dieser Stelle gegebe-
nen Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten. Da-
bei werden Stellenbeschreibungen nicht auf einzelne 
Personen zugeschnitten, sondern orientieren sich an 

Sachanforderungen der Arbeit. Inhalte und Aufbau von Stellenbeschreibungen 
ergeben sich demnach aus den Ansprüchen, die mit ihnen verfolgt werden. 

Eine Stellenbeschreibung sollte folgende Inhalte aufweisen:

	› die Tätigkeitsbezeichnung des Stelleninhabers

	› die organisatorische Eingliederung des Stelleninhabers in die Gesamtstruktur

	› dem Stelleninhaber unterstellte Mitarbeiter

	› der Vorgesetzte des Stelleninhabers

	› die Vertretung des Stelleninhabers für den Fall der Abwesenheit

	› die Entscheidungsbefugnisse und Vollmachten und Ziele

So gesehen regelt die Stellenbeschreibung im Wesentlichen das Aufgabenspek-
trum, die damit verbundenen Anforderungen, die mit der Stelle verbundene 
Zielrichtung sowie die Zusammenarbeit mit anderen Stellen. Der Hauptanspruch 
liegt also darin, den Aufgabenbereich des Stelleninhabers mit seinem Hand-
lungs- und Entscheidungsrahmen klar zu umreißen.
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Büroleiter/-in Referat Familienrecht

Zeichnungsvollmachten: 

Bankvollmachten, Unterschriftsvollmachten

Unterstellung: 

Unmittelbarer Vorgesetzter der Stelle: Referatsleiter/-in

Überstellung:

Dem Stelleninhaber sind folgende Stellen unterstellt: Auszubildende

Stellvertretung:

Der Stelleninhaber wird unbegrenzt vertreten durch die Referatsleiter/-in.

Aufgaben und Kompetenzen:

Der Stelleninhaber bereitet vor und bearbeitet:

	› referatsübergreifende Fälle;

	› Personalangelegenheiten;

	› die Korrespondenz des Referatsleiters;

	› Sitzungen, Besprechungen und Verhandlungen und nimmt auf Anweisung 
des Referatsleiters daran teil;

	› persönliche Aufträge des Referatsleiters nach dessen Weisung;

	› Termine außerhalb der Kanzlei inkl. Dienstreisen.

Der Stelleninhaber

	› unterstützt die Anwälte bei der Überwachung von Fristen und Terminen;

	› verfolgt Termine, die der Referatsleiter anderen Stellen in der Kanzlei gesetzt 
hat;

	› unterstützt die Anwälte bei der Durchführung ihres Berufes;

	› führt im Einzelfall auf Anweisung des Referatsleiters komplexe Zwangsvoll-
streckungsmaßnahmen durch;

	› organisiert die Buchhaltung;

	› hat nach Maßgabe des Referatsleiters Zugang zu vertraulichen Unterlagen.

Ziele:

Der Stelleninhaber hat seine Aufgaben so wahrzunehmen, dass:

	› alle in seinem Bereich liegenden Aufgaben sachlich richtig, termingerecht, 
zügig und wirtschaftlich erledigt werden;

	› der Referatsleiter bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben qualifiziert unter-
stützt und wirksam entlastet wird;

	› der Informationsfluss zwischen der Referatsleitung und allen anderen Stellen 
in der Kanzlei reibungslos funktioniert;

	› Termine des Referatsleiters vorbereitet werden und die entsprechenden 
Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden;



18
1. Personalbeschaffung durchführen

B
E

IS
P

IE
L 	› der Kanzlei neue Erkenntnisse aus den Bereichen Organisation, Menschen-

führung und Kanzleimanagement zugänglich gemacht werden.

Der Stelleninhaber hat seine Zusammenarbeit mit anderen Stellen in der Kanz-
lei so zu gestalten, dass der Informationsfluss jederzeit reibungslos funktioniert 
und insgesamt eine gute Zusammenarbeit gewährleistet ist.

Stellenanzeige

Eine Stellenanzeige ist ein wirksames Werbemittel ei-
nes Unternehmens, wenn es um die Einstellung neuer 
Mitarbeiter geht. Wenn ein Unternehmen eine Stelle 
ausschreibt, sollte diese nach Möglichkeit exakt auf 
eine bestimmte Bewerbergruppe zugeschnitten sein. 
Ansonsten bewerben sich ggf. ungeeignete Personen 
oder geeignete Kandidaten bewerben sich nicht. Da
rum ist es wichtig, das Anforderungsprofil sehr genau 

zu spezifizieren (siehe vorherige Kapitel). Ziel muss es sein, dass sich der poten-
zielle Bewerber und das Unternehmen gleichermaßen wohlfühlen, weil sie zu-
sammenpassen. Zudem sollte dem Unternehmen immer bewusst sein, dass eine 
Stellenanzeige immer auch als Visitenkarte des Unternehmens fungiert.

Für einen guten Aufbau einer Anzeige sind die „Fünf-W-Fragen“ eine gute Hilfe:
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inseriert und was stellt das 
suchende Unternehmen dar?

WER

sucht das Unternehmen 
genau?

WEN

wird seitens des Unterneh-
mens erwartet?

WAS

bietet das Unternehmen 
dem Bewerber?

WAS

Vorstellung des Betriebs (Name, Adresse, Betriebsform)

genaue Beschreibung der angebotenen Stelle (gängige oder amtliche 
Berufsbezeichnung) unter besonderer Berücksichtigung der Aufgaben

Leistungen des Betriebes (Hinweis auf Lohn- und Gehaltshöhe, ggf. tarif-
liches Entgelt, Sozialleistungen, freiwillige Zusatzleistungen wie Erfolgs-
beteiligung oder Kinderbetreuung)

erforderliche Qualifikationen, die der Bewerber mitbringen sollte  
(Ausbildung, Berufserfahrung, besondere Qualifikationen)

Bewerbungsunterlagen (Lebenslauf, Zeugnisse, Referenzen)bittet das Unternehmen den 
Bewerber?

WORUM



19
1.3 Stellenbeschreibung und Stellenanzeige

L
E

R
N

F
E

L
D

 5

Der Unternehmer sollte bei einer Stellenausschreibung darüber hinaus unbe-
dingt noch Folgendes beachten:

Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates gem. 
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)

Existiert in einem Unternehmen ein Betriebsrat, so kann dieser von seinem Ini-
tiativrecht gem. § 93 BetrVG Gebrauch machen und eine innerbetriebliche Aus-
schreibung verlangen. Dies hindert den Arbeitgeber allerdings nicht daran, die 
Stelle auch extern auszuschreiben. Hat der Unternehmer jedoch eine vom Be-
triebsrat vorher verlangte Stellenausschreibung nicht oder inhaltlich unrichtig 
ausgeführt, so kann der Betriebsrat nachträglich die Neubesetzung der Stelle 
gem. § 99 (2) Nr. 5 BetrVG verweigern. Ein Mitbestimmungsrecht über die per-
sönliche und fachliche Voraussetzung und den Inhalt der Ausschreibung besteht 
für den Betriebsrat allerdings nicht.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Das seit August 2006 bestehende Gesetz regelt 
den Anwendungsbereich des nationalen Anti-
diskriminierungsrechts. Im Arbeitsrecht dient es 
insbesondere dem Schutz der Arbeitnehmer vor 
Benachteiligung wegen des Vorliegens eines 
sogenannten Diskriminierungsmerkmals. Dem-
nach sind Benachteiligungen wegen

1. des Geschlechts,
2. einer Behinderung,
3. des Alters,
4. der ethnischen Herkunft,
5. der Religion oder der Weltanschauung und
6. der sexuellen Identität verboten.

Im Hinblick auf eine Stellenausschreibung bedeutet dies, dass ein Arbeitsplatz 
weder öffentlich noch betriebsintern ausgeschrieben werden darf, wenn gegen 
die Diskriminierungsmerkmale des AGG verstoßen wird. Hierzu existieren aller-
dings auch Ausnahmen.

BetrVG 

AGG 

SGB IX 

TxBfG
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Das Staatstheater sucht für eine Inszenierung von Romeo und Julia einen männ-
lichen Darsteller für die Rolle des Romeo.

Fließende Deutschkenntnisse für einen Nachrichtenmoderator im Radio oder TV.

Eine nicht neutrale Stellenausschreibung zieht zunächst noch keine unmittel-
baren Sanktionen nach sich. Durch eine Klage des abgelehnten Bewerbers der 
nicht neutralen Stellenausschreibung können letztlich aber Schadensersatz und/
oder Entschädigungsansprüche des abgewiesenen Bewerbers resultieren.
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Sonstiges zur Beachtung

Eignet sich der ausgeschriebene Arbeitsplatz 
auch für die Besetzung mit einem schwer behin-
derten Mitarbeiter, so ist das Arbeitsamt darüber 
zu informieren (§ 81 (1) SGB IX). Unterlässt der 
Unternehmer diese Information, kann er ent-
schädigungspflichtig werden (§ 81 (2) SGB IX). 

Eignet sich der Arbeitsplatz auch für Teilzeit, ist 
der Unternehmer verpflichtet, ihn auch als Teil-
zeitarbeitsplatz auszuschreiben (§ 7 (1) TzBfG).

1.4 	 Zusammenfassung und Aufgaben
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ZUSAMMENFASSUNG

Teilprozesse der Durchführung der Personalbeschaffung

Personalbedarf ermitteln

1.	 Personalbestand analysieren

2.	� Personalbedarf ermitteln 
› quantitativ    › qualitativ

3.	 Stellenbeschreibung

4.	 Stellenanzeige

Zur Feststellung des qualitativen Personalbedarfs eignen sich Stellenbeschreibungen.

Für einen gelungenen Aufbau einer Stellenanzeige sollten die „Fünf-W-Fragen“ 
berücksichtigt werden.

Aktueller
Zeit

Mitarbeiterzahl

Neubedarf

Ersatzbedarf

Abgänge Zugänge

zukünftiger Bestand ohne  
Personalmaßnahmen

Nettopersonal- 
bedarf

Bruttopersonal 
bedarf




